










Koalitionsvertrag zwischen den Parteien Die Linke, SPD und Bündnis 90/Die Grünen	 Seite 71

10.  Mobilität und Verkehr

10.1  ÖPNV

Wir wollen dem Bedürfnis der Menschen 
nach Mobilität einerseits und einer so-
zialen und ökologischen Verantwortung 
andererseits vor dem Hintergrund des de-
mografischen Wandels Rechnung tragen. 
Wir geben dem Öffentlichen Personen-
nahverkehr (ÖPNV) vor dem motorisier-
ten Individualverkehr Vorrang, wollen ihn 
entsprechend fördern und dabei umwelt-
freundliche Antriebssysteme bevorzugen.

Die Koalition bekennt sich zu einem at-
traktiven und verbesserten Verkehrsan-
gebot jenseits des Individualverkehrs. Wir 
wollen dazu eine bessere Verknüpfung 
der Verkehrsträgerinnen und -träger des 
öffentlichen Verkehrs erreichen. Ziel ist 
es, bedarfsgerechte verkehrsträgerüber-
greifende Wegeketten anzubieten. Dafür 
sind regionale Verkehrskonzepte unter 
Einbeziehung aller beteiligten Städte und 
Landkreise zu erstellen. Dabei sind alle 
Verkehrsmittel und Verkehrsinfrastrukturen 
sowie die Entwicklung der Elektromobilität 
einzubeziehen.

Sozial ausgewogene Tarife, ein einheitli-
ches Vertriebssystem, gemeinsame Beför-
derungsbedingungen und Fahrgastinfor-
mationen sind wichtige Bedingungen für 
einen kundenfreundlichen ÖPNV. Deshalb 
werden wir die kooperative Zusammenar-
beit der Aufgabenträgerinnen und Aufga-
benträger sowie der Verkehrsunternehmen 
unterstützen.

Die Koalition plant die Einführung eines 
angebotsorientierten Thüringentakts. 
Dieser soll insbesondere die Verknüpfung 
von Bus und Bahn und zum Fernverkehr 
verbessern. Ein Netzoptimierungsplan soll 
den Ausbaubedarf im Schienennetz zur 
Erreichung der Taktknoten aufzeigen. Lan-
desbuslinien sollen zur Lückenschließung 
zwischen zentralen Orten mit herangezo-

gen werden. Das Land kann im Bedarfsfall 
Mittel zur Planung vorfinanzieren, wenn 
dies die Realisierung beschleunigt. Durch 
touristische Bahn- und Busverbindungen, 
Rad- und Wanderwege sowie Parkplätze 
ist dem Fremdenverkehr besondere Be-
achtung zu schenken. 

Wir werden zusammen mit den Kommunen 
auf die Gründung eines thüringenweit ein-
heitlichen Verkehrsverbundes hinwirken. 
Die Bahn- und Busverbindungen können 
so fest vertaktet und neue Kundinnen und 
Kunden gewonnen werden. Dabei sollen 
auch neue Angebote, wie Linientaxis, Ruf-
busse und Bedarfshalte, besonders für den 
ländlichen Raum, entwickelt werden. Die 
Ergänzung der Angebote durch Bürger-
busse wird geprüft.

Wir setzen uns für Barrierefreiheit im ÖPNV 
ein. Dies gilt für Fahrzeuge, Haltestellen 
und Zugänge. Informationssysteme sollen 
einfach abrufbar, aktuell und barrierefrei 
angeboten werden.

Zur Verbesserung der Mobilität wird ver-
einbart:

nn Es sollen die rechtlichen Vorausset-
zungen geprüft und ggf. geschaffen 
werden, um Kommunen die Erprobung 
bzw. Etablierung von Modellen des 
fahrscheinfreien öffentlichen Verkehrs 
zu ermöglichen.

nn Die Koalition strebt die Einführung ei-
nes für Auszubildende kostengünstigen 
Nah- und Regionalverkehrstickets an  
(s. Kapitel „Gute Ausbildung“).

nn Die Koalition wird die Einführung eines 
Sozialtickets prüfen.

nn Die Lösung von Kreisgrenzen über-
schreitenden Verkehrsproblemen und 
sinnvolle neue ÖPNV-Verknüpfungs-
punkte (z.B. Straßenbahn zu Bus) wer-
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den wir unterstützen. Dazu werden bei 
Bedarf auch Fördermittel für die jewei-
ligen Aufgabenträgerinnen und Aufga-
benträger sowie der Verkehrsunterneh-
men bereitgestellt. Zur Finanzierung 
des ÖPNV sollen auch wieder Mittel 
des Landes eingesetzt werden können.

Die Landesregierung wird mit den mittel-
deutschen Ländern Gespräche über die 
Erweiterung des Semestertickets führen.

Die Koalition wird sich für eine verstärkte 
Förderung der Verkehrssicherheit und Ver-
kehrserziehung im Freistaat einsetzen.

10.2  Regio-S-Bahn /  
Pendler-Parkplätze / Schienenlücken

Erfurt wurde und wird als zentraler Knoten 
für den Fern- und Nahverkehr ausgebaut. 
Um auch andere Städte und Kommunen 
gut per Schiene anzubinden, sollen neue 
Regio-S-Bahnen und bessere Taktungen 
die Fahrt- und Umsteigezeiten verkürzen. 
In den Regio-S-Bahn-Takt soll auch Gera 
eingebunden werden. Es soll geprüft wer-
den, welche Mittelzentren ebenfalls in den 
Regio-S-Bahn-Takt einbezogen werden 
können. Wo keine ausreichende Regio-S-
Bahn-Anbindung realisiert werden kann, 
wird die Einrichtung zusätzlicher Schnell-
buslinien geprüft.

Um die gemischte Nutzung von Verkehrs-
mitteln zu erleichtern, werden wir die Ein-
richtung weiterer Pendler- und Park- sowie 
Bike&Ride-Parkplätze unterstützen.

Wir setzen uns für die Schließung von Schie-
nenlücken bei Werrabahn und Höllental-
bahn, den Regelverkehr der Rennsteigbahn 
(Ilmenau-Themar) sowie die Unterstützung 
von Initiativen ein, die das Schienennetz im 
Freistaat für touristische Zwecke nutzen, er-
halten und reaktivieren wollen.

10.3  Straßenbau /  
Verkehrsinvestitionen

Die Neubauprojekte für Bundes- und Lan-
desstraßen in Thüringen sollen durch ein 
transparentes Bewertungsverfahren mit 
objektiven Kriterien priorisiert werden. 
Dies sollte bei der Fortschreibung der Re-
gionalpläne bereits berücksichtigt werden. 
Für stark belastete Ortsdurchfahrten wer-
den Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung 
und zum Lärmschutz geprüft. Das Land 
unterstützt die Kommunen bei der Erarbei-
tung und Umsetzung von Lärmaktions- und 
Luftreinhalteplänen.

Zur Stärkung des ländlichen Raumes und 
zur Unterstützung der Wirtschaft jenseits 
der vorhandenen Autobahnen wird ange-
strebt, die Verkehrsanbindung der überre-
gional bedeutsamen Regionen wesentlich 
und zügig zu verbessern.

Wir stellen Straßenerhalt vor Straßenneu-
bau. Der Neubau soll wesentlich auf not-
wendige Ortsumgehungen und dringend 
erforderliche und bereits im Bau befindli-
che Anbindungen von einzelnen Regionen 
beschränkt sein. Durch Ortsumgehungen 
sollen Anwohnerinnen und Anwohner ent-
lastet und Ortschaften wieder attraktiver 
für den Aufenthalt werden. Die Straßen-
baumittel zur Förderung des Radverkehrs 
außerhalb von Ortschaften sollen erhöht 
werden und mindestens zehn Prozent der 
Mittel für Erhalt, Um- und Ausbau betra-
gen. Es werden mindestens zwei Pilot-
projekte zur intuitiven Verkehrsführung 
in Kommunen finanziell unterstützt. Die 
Durchsetzbarkeit der Straßenbauvorha-
ben insgesamt soll regelmäßig mit den 
Kommunen geprüft werden.

Die Struktur des Landesamtes für Bau und 
Verkehr und der Straßenbauverwaltung 
soll evaluiert und überprüft werden.

Die Koalition prüft alle Möglichkeiten, die 
Realisierung derjenigen Vorhaben zum Bau 
von Ortsumfahrungen zu beschleunigen, 
für die Planfeststellungsbeschlüsse erlas-
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sen und die in den vordringlichen Bedarf 
des Bundesverkehrswegeplans 2015 ein-
geordnet sind oder werden.

Die Kommunen sollen einen verlässlichen 
Rahmen für Verkehrsinvestitionen erhal-
ten. Die Übertragung von Landesstraßen 
in kommunale Hoheit muss in saniertem 
Zustand entsprechend der zukünftigen 
Verkehrsbedeutung erfolgen.

Wir werden die Erbringung des Winter-
dienstes auf Ortsdurchfahrten der Bun-
des- und Landesstraßen überprüfen. Der 
Salzeinsatz im Rahmen des Winterdienstes 
ist deutlich zu reduzieren.

Die Koalition wird einen Landesstraßen-
bedarfsplan aufsetzen, um notwendige 
Verbesserungen der Landesstraßen um-
setzen zu können. Bei grundlegenden 
Sanierungen von Überlandstraßen ist der 
Radverkehr mit einzubeziehen.

Zur Gewährleistung der Verkehrssicherheit 
und zur Herstellung des Biotopverbundes 
wird im Rahmen des Bundesprogrammes 
„Wiedervernetzung“ das Thüringer Ent-
schneidungskonzept an Verkehrswegen 
umgesetzt.

10.4  Güter- und Schienengüterverkehr

Um die Belastungen, die der LKW-Verkehr 
für Menschen, Straßen und Umwelt mit 
sich bringt, zu reduzieren, setzen wir uns 
für den Ausbau des Schienengüterverkehrs 
ein. Hierzu sollen insbesondere EU- und 
Bundesmittel verwendet und im Dialog 
mit den Logistikunternehmen Strategien 
entwickelt werden.

Um in Zukunft wieder mehr Güterverkehr 
auf die Schiene verlagern zu können, wird 
die Landesregierung die aktive Sicherung 
von Eisenbahninfrastruktur betreiben und 
schließt für ausgewählte stillgelegte Stre-
cken Trassensicherungsverträge ab, um 
eine spätere Reaktivierung zu ermöglichen.

Versuche mit Lang-LKW werden nicht wei-
ter verfolgt. Für den Lang-LKW-Versuch 

der Bundesregierung werden keine weite-
ren Streckenmeldungen erteilt.

Ferner soll umgehend geprüft werden, in-
wieweit die Rennsteigtunnel-Kette für Ge-
fahrguttransporte genutzt werden kann.

10.5  Fernverkehrsanbindung in den 
Regionen verbessern

Die Koalition setzt sich dafür ein, dass die 
bedarfsgerechte Anbindung Ostthürin-
gens an den künftigen ICE-Knoten Erfurt 
gewährleistet wird.

Besonderes Augenmerk legt die Koalition 
auf den Streckenabschnitt Weimar-Jena-
Altenburg/Gößnitz der Mitte-Deutschland-
Verbindung (MDV), weil hier erhebliche 
Kapazitätsengpässe bestehen. Wir werden 
alle Möglichkeiten ausschöpfen, den voll-
ständigen zweigleisigen Ausbau und die 
durchgängige Elektrifizierung der MDV be-
schleunigt umzusetzen. Mit Fertigstellung 
des ICE-Knotens Erfurt setzt sich die Koali-
tion dafür ein, auch weiterhin eine schnelle 
Nord-Süd-Anbindung im Fernverkehr für 
Jena und Saalfeld zu gewährleisten.

Die Strecke Erfurt–Nordhausen soll zügig 
ausgebaut werden.

Die Koalition setzt sich auf Bundesebene 
dafür ein, dass der ICE-Halt Coburg be-
darfsgerecht angebunden wird und die 
Anbindung Südthüringens auf der ICE-
Neubaustrecke über einen Haltepunkt für 
einen Regionalexpress erfolgt.

10.6  Car- und Fahrradsharing /  
Fuß- und Radwegepläne

Die Koalition unterstützt das Carsharing, 
also das gemeinschaftliche Nutzen eines 
Autos. In einem oder mehreren Modell-
projekten sollen auch im ländlichen Raum 
Konzepte für verbesserte Mobilität durch 
Carsharing oder lokale Mitfahrbörsen 
gefördert werden. Ein Car- und Fahrrad-
sharing-Erlass soll Kommunen die rechts-
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sichere Ausweisung von öffentlichen Flä-
chen ermöglichen.

Wir werden Städte und Gemeinden dabei 
unterstützen, Fußwegekonzepte zu ent-
werfen, damit unter Beteiligung von Men-
schen aller Altersgruppen, attraktive und 
sichere Schul-, Arbeits- und Freizeitwege 
entstehen.

Die Koalition will die Mobilität mit dem 
Fahrrad deutlich erhöhen. Dazu wird das 
Radverkehrskonzept fortgeschrieben. Ein 
Alltags- und Schnellradwegenetz soll min-
destens alle zentralen Orte sicher mitein-
ander verbinden.

Das Thüringer Radwegekonzept wird 
um Komponenten wie Schnellradwege, 
Rad-Elektromobilität sowie Mountain-
bike-Konzepte erweitert. Die Mitnahme-
möglichkeiten von Rädern in öffentlichen 
Verkehrsmitteln, insbesondere Regional-
bussen, sollen verbessert werden. Der 
Radweg am ehemaligen Eisernen Vorhang 
soll zügig durchgängig ausgeschildert und 
als Qualitätsfernradweg vermarktet wer-
den. Radwege müssen nicht zwingend ver-
siegelt werden.

10.7  Elektromobilität

Die Koalition setzt sich für die Förderung 
der Elektromobilität ein, sowohl beim öf-
fentlichen Verkehr als auch beim Individu-
alverkehr. Dazu soll die Landesregierung 
einen Infrastrukturplan E-Mobilität erar-
beiten. 

Ein wesentlicher Teil der E-Mobilität in 
Thüringen soll auch in Zukunft der elektri-
fizierte Schienennahverkehr (z.B. Straßen-
bahnen) sein. Darüber hinaus soll die Elekt-
rifizierung der Bussysteme vorangetrieben 
werden.

Für die Koalition stellt die Forschungsför-
derung in den Bereichen moderne und 
ökologische Verkehrssysteme und An-
triebstechnologien eine Priorität dar.

10.8  Staatliche PKW-Fuhrparke / 
Luftverkehr

Die Koalition strebt an, den CO2-Ausstoß 
der staatlichen Fuhrparke deutlich zu re-
duzieren und dadurch eine Vorbildwirkung 
der öffentlichen Hand zu demonstrieren.

Um die Situation des Luftverkehrs zu be-
werten, wollen wir das Mitteldeutsche 
Luftverkehrskonzept fortschreiben. 

11.  Kommunen / Mehr Demokratie / Europa

Kommunale Mitwirkungsmöglichkeiten

Die Koalition strebt an, die Kommunalord-
nung und andere Regelungen dergestalt 
zu ändern, dass die Gestaltungsmög-
lichkeiten in den Kommunalparlamenten 
verbessert werden. In Zusammenarbeit 
mit den kommunalen Spitzenverbänden 
sollen Möglichkeiten ausgelotet werden, 
das kommunalpolitische Ehrenamt aufzu-
werten.

11.1  Verwaltungs-, Funktional- und 
Gebietsreform

Die Koalition ist sich darüber einig, dass 
die erfolgreiche Durchführung einer Ver-
waltungs-, Funktional- und Gebietsreform 
– vor dem Hintergrund der aus demografi-
scher Entwicklung, Anforderungen an die 
Erbringung wohlfahrtsstaatlicher Leistun-
gen und sozialer Infrastruktur in allen Lan-
desteilen resultierenden Erwartungen – zu 
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den wichtigen Herausforderungen Thürin-
gens gehört.

Uns ist bewusst, dass die Anforderung 
an die Herstellung gesellschaftlicher Zu-
stimmung für ein solches Vorhaben sehr 
groß ist. Wir wollen den Einstieg in diese 
Reform gemeinsam gehen und Modellen 
der Freiwilligkeit einen angemessenen 
Raum geben. Grundsatz dieses Prozes-
ses ist die Beteiligung der Bürgerinnen 
und Bürger. Darüber hinaus sind neben 
den kommunalen Spitzenverbänden auch 
Gewerkschaften, Berufsverbände und 
Personalvertretungen einzubeziehen. Die 
Landesregierung wird über geeignete In-
strumente freiwillige Zusammenschlüsse 
unterstützen. Die Verwaltungs-, Funktio-
nal- und Gebietsreform soll so vorange-
trieben werden, dass sie spätestens zu den 
kommenden Kreistags- und Gemeinde-
ratswahlen wirksam werden kann.

Als wichtige Elemente einer solchen Re-
form werden angesehen:

nn Vorlage eines kommunalen Leitbildes 
„Zukunftsfähiges Thüringen“ im Verlauf 
des Jahres 2015 und gesellschaftliche 
Diskussion desselben,

nn parallele Erarbeitung und Vorlage eines 
Vorschaltgesetzes zur Verwaltungs-, 
Funktional- und Gebietsreform unter 
Berücksichtigung der Ergebnisse die-
ser Debatte,

nn ein gestuftes Neugliederungsverfah-
ren, in dem freiwilligen gebietlichen 
Veränderungen Vorrang eingeräumt 
wird (Freiwilligkeitsphase). Die Vorga-
ben für freiwillige Zusammenschlüsse 
werden im Vorschaltgesetz zur Verwal-
tungs-, Funktional- und Gebietsreform 
normiert,

nn Überprüfung der bestehenden Landes-
behörden im Hinblick auf die Kommu-
nalisierung von ihnen wahrgenomme-

ner Aufgaben bzw. Übertragung in die 
Zuständigkeit der Fachministerien,

nn Schaffung eines Netzes von Bürger-
servicebüros und deren räumliche 
Verknüpfung mit Institutionen sozialer 
Infrastruktur.

11.2  Mehr Demokratie in den 
Kommunen

Die Koalition strebt an, die Wahlperioden 
von Kommunalvertretungen und direkt ge-
wählten Kommunalfunktionen aufeinander 
abzustimmen.

Wir wollen das aktive Wahlalter bei Kom-
munalwahlen auf 16 Jahre senken.

Durch geeignete gesetzliche Regelungen 
sollen die kommunalen Mitwirkungsmög-
lichkeiten der Bürgerinnen und Bürger ge-
stärkt werden. So sollen die Bedingungen 
für Bürgerbegehren und Bürgerentscheide 
weiterentwickelt werden. Dabei sollen die 
Vorschläge des Bündnisses für Mehr De-
mokratie in Thüringen geprüft und gege-
benenfalls einbezogen werden.

11.3  Kommunale Finanzen

Die Koalition strebt an, die finanzielle Situ-
ation der Kommunen nachhaltig zu verbes-
sern. Dadurch soll u.a. vermieden werden, 
dass weitere Kommunen in eine extreme 
Haushaltsnotlage geraten. Gleichzeitig 
soll strukturell belasteten Kommunen eine 
nachhaltige Zukunftsperspektive geboten 
werden. Wir sehen dies als eine gemein-
sam wahrzunehmende Aufgabe sowohl der 
künftigen Landesregierung als auch der 
kommunalen Gebietskörperschaften an. 

Unverzichtbarer Teil dieser Konsolidie-
rungsbemühungen ist eine Kreis- und Ge-
meindegebietsreform.

In enger Abstimmung mit den kommuna-
len Spitzenverbänden wollen wir ab 2016 
den Kommunalen Finanzausgleich (KFA) 
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strukturell und finanziell den Erfordernis-
sen anpassen.

Die finanziellen Belastungen der Kommu-
nen infolge des Kindertagesstättengeset-
zes und der Sozialträgerschaft soll stärker 
im KFA Berücksichtigung finden. Bei der 
Betrachtung des Finanzbedarfs der Kom-
munen wird außer der Haushaltsstatistik 
auch der Sanierungs- und Investitionsstau 
bei Gebäuden und Infrastruktur einbezo-
gen.

Zunächst für das Haushaltsjahr 2015 sollen 
mögliche Haushaltsüberschüsse in einer 
festzulegenden Höhe u.a. für die Erhö-
hung des KFA und für die Unterstützung 
von strukturell belasteten Kommunen ver-
wendet werden.

Die Thüringer Kommunen sollen in ihrer 
eigenen Investitionstätigkeit aktiv unter-
stützt werden. Kommunen, die sich in der 
Haushaltskonsolidierung befinden, sollen 
investieren können.

Bei Finanzhilfen außerhalb des KFA muss si-
chergestellt sein, dass sich damit die Haus-
haltssituation der betreffenden Kommunen 
dauerhaft und nachhaltig verbessert.

Sofern der Bund die Kommunen finanziell 
entlastet, werden diese Entlastungen über 
den KFA an die Kommunen weitergeleitet.

Das System der Zwangsvollstreckung von 
Kommunen und die Erhebung von Fällig-
keitszinsen soll überprüft werden.

Die Zuständigkeit für den KFA wechselt in 
das für kommunale Angelegenheiten zu-
ständige Ministerium.

Straßenausbaubeiträge

Eine Landesregierung soll im Dialog mit 
den kommunalen Spitzenverbänden und 
dem Dachverband der Bürgerinitiativen 
das Thema Straßenausbaubeiträge auf 
die Tagesordnung setzen. Dabei soll u.a. 
diskutiert werden, welche Modelle der 
Erhebung von Straßenausbaubeiträgen 
anderer Bundesländer für Thüringen 

Vorbildcharakter haben, wie die Ent-
scheidungskompetenz der Gemeinden 
gestärkt, die Transparenz erhöht und die 
Bürgerinnen und Bürger nicht über Gebühr 
belastet werden. Die Koalition plant, die 
rückwirkende Erhebung von Straßenaus-
baubeiträgen zu begrenzen.

Haushaltswirtschaft des Landes und  
der Kommunen

Die Koalition vereinbart, dass sich die 
Haushaltswirtschaft des Freistaates Thü-
ringen auch weiterhin an den Grundsätzen 
der erweiterten Kameralistik orientieren 
soll. Den Thüringer Kommunen wird wahl-
weise die Möglichkeit der kameralistischen 
oder der doppelten Buchführung einge-
räumt.

Im Rahmen der Umsetzung einer Gebiets-
reform und einer Verwaltungsreform wird 
die Möglichkeit der verbindlichen Ein-
führung der doppelten Buchführung auf 
möglichst vereinfachten Rechtsgrundlagen 
geprüft.

Brand- und Katastrophenschutz

Wir erkennen die in Thüringen vielfach ge-
leistete ehrenamtliche Arbeit in den Frei-
willigen Feuerwehren an, die durch einen 
engagierten Einsatz landesweit den Brand- 
und Katastrophenschutz sichern. Wir sind 
uns einig darin, einen flächendeckenden 
gemeindlichen Brandschutz ohne Her-
anziehung zum Pflichtdienst sowie einen 
effektiven Katastrophenschutz auch in Zu-
kunft gewährleisten zu wollen.

Beim Innenministerium wird eine Exper-
tenkommission zur Evaluierung des Thü-
ringer Katastrophenschutzes gebildet, in 
deren Tätigkeit u.a. Vertreterinnen und 
Vertreter der Landkreise und kreisfreien 
Städte sowie des Thüringer Feuerwehrver-
bandes einbezogen werden. Ziel ist es u.a., 
bestehende Defizite bei Alarmierung und 
Information der Bevölkerung auszumachen 
und zu beheben sowie die Katastrophen-
schutz-Strukturen zu optimieren. Durch 
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eine Neufassung der Katastrophenschutz-
verordnung sollen landkreisübergreifende 
Katastrophenschutzverbände ermöglicht 
werden.

Die Brandschutzverbünde sollen – bei 
Beibehaltung lokaler Strukturen von Feu-
erwehrvereinen – ausgebaut werden. Die 
Freiwilligen Feuerwehren fördern den 
Nachwuchs und leisten vor Ort einen gro-
ßen Beitrag zum gesellschaftlichen Leben. 
Damit dies auch in Zukunft bewerkstelligt 
werden kann, führt die Landesregierung 
gemeinsam mit dem Thüringer Feuerwehr-
verband eine Kampagne zur Gewinnung 
neuer Mitglieder für die Freiwilligen Feu-
erwehren und Jugendfeuerwehren durch. 

Die Brandschutzerziehung in Thüringen 
soll gestärkt bzw. flächendeckend einge-
führt werden.

Die Einsatzfähigkeit der Feuerwehren soll 
durch moderne Kommunikationsmittel ge-
stärkt werden.

Die Koalition wird die fachgerechte inner-
ministerielle Zuordnung des Brand- und 
Katastrophenschutzes in enger Abstim-
mung mit den kommunalen Spitzenver-
bänden regeln.

Konversion

Die Landesregierung wird durch die Be-
förderung regionaler Nachnutzungs- und 
Entwicklungskonzeptionen zur erfolgrei-
chen zivilen Nutzung vormals militärisch 
genutzter Liegenschaften beitragen.

11.4  Ausbau der Demokratie

„Mitmachen, mitbestimmen, Verantwor-
tung tragen“ – das sind wesentliche Ele-
mente in einem demokratischen Gemein-
wesen. Die Demokratie braucht Menschen, 
die sich beteiligen und in verschiedenen 
Bereichen unserer Gesellschaft einbringen.

Demokratische Beteiligung umfasst für uns 
mehr als nur den regelmäßigen Gang zur 
Wahlurne. Sie ist die aktive Teilnahme der 
Menschen an der Gestaltung der Gesell-
schaft. Direkte und parlamentarische De-
mokratie sind eine notwendige gegensei-
tige Ergänzung. Hürden dieser Beteiligung 
wollen wir abbauen und das zivilgesell-
schaftliche Engagement der Bürgerinnen 
und Bürger fördern und damit die Akzep-
tanz der Demokratie stärken.

Daher ist sich die Koalition insbesondere 
einig, dass Jugendliche ab Vollendung 
des 16. Lebensjahres das aktive Wahl- und 
Abstimmungsrecht auf kommunaler Ebene 
bekommen. Für Wahlen und Abstimmun-
gen auf Landesebene werden wir eine ent-
sprechende Verfassungsinitiative starten.

Bei der Ausweitung des Wahlrechts ist 
auch darauf hinzuarbeiten, auch durch 
Ausschöpfen der Handlungsmöglichkeiten 
im Bundesrat, dass möglichst viele Men-
schen ohne deutsche Staatsangehörigkeit, 
die in Thüringen leben, Wahl- und Abstim-
mungsrecht auf allen Ebenen erhalten.

Für die Weiterentwicklung des Wahlrechts 
und der direkten Demokratie werden Vor-
schläge des Vereins Mehr Demokratie e.V. 
in die Diskussion aufgenommen. Die Mit-
wirkungsmöglichkeiten im Rahmen der be-
stehenden Regelungen des Artikels 82 der 
Thüringer Verfassung werden ausgeweitet. 
Das sogenannte Finanztabu soll künftig 
nur noch eingeschränkt gelten. Soweit zur 
Erreichung dieses Zieles eine Änderung 
der Verfassung notwendig ist, werden die 
Koalitionspartner für eine verfassungsge-
bende Mehrheit werben.

Die Koalition vereinbart, dass Vorschläge 
für die Weiterentwicklung der parlamenta-
rischen Demokratie in Thüringen unter Ein-
beziehung von Expertinnen und Experten 
in geeigneter Form erarbeitet und geeig-
nete Handlungsempfehlungen gemacht 
werden.
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In der 6. Wahlperiode sollen insbesondere 
folgende Aufgaben angegangen werden: 

nn die Überarbeitung des Untersuchungs-
ausschussgesetzes mit dem Ziel, die 
Untersuchungsinstrumente des Land-
tags sowie Öffentlichkeit und Transpa-
renz der Ausschussarbeit zu stärken,

nn alle Möglichkeiten auszuschöpfen, um 
die grundsätzliche Öffentlichkeit aller 
Ausschuss-Sitzungen durchzusetzen,

nn beim Landtag ein Transparenzregister 
einzurichten, um offenzulegen, welche 
Organisationen und Einzelpersonen an 
parlamentarischen Vorgängen beteiligt 
sind,

nn das Abgeordnetengesetz soll umfas-
send auf seinen Reformbedarf hin über-
prüft werden, z.B. hinsichtlich der Ein-
beziehung der Abgeordneten in soziale 
Sicherungssysteme,

nn Prüfung notwendiger Änderungen des 
Ministergesetzes, z.B. hinsichtlich der 
Einführung einer Karenzzeit zwischen 
Ausscheiden aus dem Amt und Über-
nahme einer neuen Tätigkeit. 

Die Regelungen zur Antikorruptionsarbeit 
in Thüringen werden modernisiert, auch 
mit Blick auf das UN-Abkommen gegen 
Korruption. Insbesondere sind dazu die 
Unabhängigkeit und Kompetenzen der 
bzw. des Antikorruptionsbeauftragten zu 
stärken und in Aus- und Weiterbildung 
der Antikorruptionsarbeit mehr Raum zu 
geben. Ein eigenes Thüringer Antikorrup-
tionsgesetz wird angestrebt. 

Wir werden eine Bundesratsinitiative zur 
Einführung eines bundesweiten Korrupti-
onsregisters in den Bundesrat einbringen 
bzw. entsprechende Initiativen aktiv unter-
stützen.

Transparenz und  
Informationsfreiheit sichern

Der freie Zugang zu Informationen ist eine 
wesentliche Voraussetzung dafür, dass 

Einwohnerinnen und Einwohner mit ent-
scheiden und Gesellschaft mit entwickeln 
können. Wir werden das Informationsfrei-
heitsgesetz zu einem echten Transparenz-
gesetz nach dem Vorbild Hamburgs unter 
Einbeziehung der Erfahrungen auch ande-
rer Bundesländer fortentwickeln, die pro-
aktive Veröffentlichung von Informationen 
durch die staatliche Verwaltung ausbauen, 
die Bereichsausnahmen sowie die Versa-
gensgründe auf das verfassungsrechtlich 
zwingend gebotene Maß reduzieren und 
Open-Data-Prinzipien in vollem Umfang 
berücksichtigen. Die Kontrollrechte des 
bzw. der Informationsfreiheitsbeauftragten 
werden wir erweitern.

Datenschutz zukunftsfähig ausbauen

Die Koalition setzt sich auf allen gesetzli-
chen Gestaltungsebenen für ein Daten-
schutzrecht ein, das dem/der Einzelnen 
die vollständige informationelle Selbst-
bestimmung und die alleinige Verfügung 
über seine Daten garantiert, der Maxime 
„Datenschutz-per-Default (Datenschutz als 
Grundeinstellung) folgt und vor unkontrol-
lierter Profilbildung schützt.

Ein besonderes datenschutzrechtliches 
Augenmerk muss dabei auf die Nutzung 
von Big-Data-Algorithmen, sogenannte 
„Smart-Meter“ und Anwendungen aus 
dem Bereich des „Internets der Dinge“ 
(Verknüpfung physischer Objekte mit einer 
virtuellen Repräsentation in einer Internet-
ähnlichen Struktur), gelegt werden.

Nur explizit freigegebene Daten dürfen 
gespeichert und verwendet werden.

Die Kompetenzen der bzw. des Daten-
schutzbeauftragten sollen erweitert, ihre 
bzw. seine Unabhängigkeit gestärkt und 
die Sanktionsmöglichkeiten ausgedehnt 
werden. Die personelle und sachliche Aus-
stattung ist dem erweiterten Aufgaben-
bereich und gestiegenen sachlichen und 
rechtlichen Anforderungen angemessen 
anzupassen.
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11.5  Gesellschaftliche Auseinander-
setzung mit Neonazismus und 
Gruppenbezogener Menschenfeind-
lichkeit

Die Koalition wird stärker als bislang gegen 
jede Erscheinungsform von Neonazismus, 
Rassismus, Antisemitismus, Antiziganis-
mus, Islamfeindlichkeit und Homophobie 
vorgehen und dies ins Zentrum der Ausei-
nandersetzung im Rahmen des neu auszu-
richtenden Landesprogramms stellen. Die 
inhaltliche Ausrichtung des gemeinsam mit 
den zivilgesellschaftlichen Bündnissen und 
Akteurinnen und Akteuren weiterzuentwi-
ckelnden Landesprogramms wird sich be-
reits angemessen im Namen ausdrücken. 
Die Ergebnisse der Landtagswahlen haben 
neue Gefährdungen der demokratischen 
politischen Kultur aufgezeigt. Das Landes-
programm muss diesen Veränderungen 
Rechnung tragen. Die Koalition wird das 
Landesprogramm in seinem Umfang um 
eine Million Euro aufstocken.

Wir werden in der politischen Auseinan-
dersetzung sowie in staatlich geförderten 
Programmen deutlicher als bisher die be-
stehende Verfestigung demokratiefeindli-
cher Einstellungen und Strukturen benen-
nen und damit Voraussetzungen schaffen, 
um wirksame gesellschaftlich verankerte 
Konzepte gegen Neonazismus und Ras-
sismus entwickeln zu können. Die in der 
Vergangenheit vielfach dokumentierte 
Diskreditierung zivilgesellschaftlich und 
antifaschistisch Engagierter einerseits so-
wie die Verharmlosung der Gefahren durch 
Neonazis durch deren Gleichsetzung an-
dererseits werden wir beenden.

Projekte zur Stärkung der Demokratie und 
Bekämpfung des Rechtsextremismus er-
halten eine Förderung, die es ermöglicht, 
eine dauerhafte Struktur in Thüringen zu 
etablieren. Die Mobile Beratung MOBIT 
sowie die Beratungsstelle für Opfer rech-
ter, rassistischer und antisemitischer Ge-
walt ezra leisten als zentrale Anlaufstellen 
eine in Thüringen unverzichtbare Aufgabe. 

Ihre dauerhafte Sicherung werden wir auch 
im Fall des Ausbleibens von Bundesmitteln 
garantieren.

11.6  Europapolitik

Wir setzen uns für eine demokratische und 
soziale EU ein, weil Probleme wie Klima-
wandel, Flüchtlingspolitik, Datenschutz, 
Energieversorgung, Steuerflucht oder die 
Bankenregulierung nicht allein auf natio-
naler Ebene zu lösen sind. Deshalb ist die 
europäische Ebene in allen Bereichen der 
Landespolitik mitzudenken und zu berück-
sichtigen.

Es besteht Einvernehmen, im Zuge der 
neuen Mitwirkungsrechte im Zusammen-
hang mit dem Lissabon-Vertrag die Eu-
ropa-Kompetenz des Landtages und der 
Landesregierung weiterhin zu stärken.

Die Koalition betont, dass die Europapoli-
tik eine Querschnitts- und Koordinierungs-
aufgabe für alle Ressorts darstellt.

Die Unterrichtung des Landtages über An-
gelegenheiten der EU entsprechend Arti-
kel 67 Abs. 4 der Verfassung des Freistaats 
Thüringen wurde in der letzten Legislatur-
periode wirksam ausgestaltet. Der Thürin-
ger Landtag wurde zeitnah einbezogen 
und über alle wesentlichen Gesetzesvorha-
ben auf EU-Ebene informiert. Die Koalition 
ist sich einig, die in der letzten Legislatur 
getroffene Europavereinbarung zwischen 
Landesregierung und Landtag zu über-
nehmen. Die Koalition verständigt sich 
darauf, die europapolitische Koordination 
der Bundesländer, insbesondere im Rah-
men des Subsidiaritäts-Frühwarnsystems, 
zu verbessern.

Darüber hinaus verständigt sich die Koa-
lition darauf, durch Vernetzung mit dem 
Bundestag und dem Europäischen Parla-
ment die Europapolitik als Aufgabe von 
Landtag und Landesregierung stärker zu 
verankern. Auch die Zusammenarbeit mit 
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dem Ausschuss der Regionen soll ausge-
baut werden.

Die Koalition wird europäische Regelungs-
vorhaben wie die Europäische Staats-
anwaltschaft oder die Neuregelung der 
Datenschutzverordnung aktiv begleiten. 
Im Zeitalter grenzüberschreitender Kom-
munikation ist Datenschutz längst zu einer 
Aufgabe geworden, die umfassend und 
auf unterschiedlichen Gesetzesebenen 
anzugehen ist. Die Koalition setzt sich für 
ein modernes europäisches Datenschutz-
recht ein, dass die selbstbestimmte Verfü-
gung über die eigenen Daten umfassend 
garantiert.

Die Mitarbeit Thüringens im Ausschuss der 
Regionen hat weiterhin hohe Priorität; dies 
gilt schon deshalb, weil Thüringen in der 
kommenden Legislaturperiode des Aus-
schusses der Regionen 2015 bis 2020 zwei 
Vertreterinnen, Vertreter und zwei Stellver-
treterinnen bzw. -vertreter im Ausschuss der 
Regionen hat. Neben einer Vertreterin bzw. 
einem Vertreter der Landesregierung soll 
die/der zweite Vertreterin/Vertreter Thürin-
gens vom Parlament benannt werden.

Die Europafähigkeit der Landesverwaltung 
ist weiter zu stärken. Dies umfasst eine 
Stärkung der Thüringer Landesvertretung 
in Brüssel als kompetente Interessenver-
tretung und Bindeglied zwischen Thürin-
gen und den europäischen Institutionen. 
Hierzu gehören u.a. entsprechende Fort-
bildungsmaßnahmen sowie Austausch zwi-
schen und Entsendungen zu Institutionen 
der EU. Das Postgraduierten-Stipendium 
am Europakolleg Brügge/Natolin wird 
fortgesetzt. Die Koalition ist sich einig, das 
Projekt der Europaschulen zu unterstützen, 
es weiter auszubauen und den internatio-
nalen Jugendaustausch zu fördern.

Die Interessen Thüringens werden in die 
Vorbereitungen der nächsten EU-Förder-
periode, insbesondere hinsichtlich der 
europäischen Strukturfonds ESF, EFRE 
und ELER, durch die Landesregierung 

aktiv eingebracht. Insbesondere werden 
die Förderverfahren bei ESF-Mitteln eva-
luiert, mit dem Ziel, die Antragsstellung 
und die Durchführung zu vereinfachen. Wir 
werden die Kommunen und Kreise dabei 
unterstützen, EU-Fördermittel optimal zu 
nutzen.

Die Koalition setzt sich für eine Verstär-
kung der europapolitischen Öffentlich-
keits- und Bildungsarbeit ein. Die Arbeit 
des Europäischen Informationszentrums 
(EIZ) wird ausgebaut.

Die Koalitionsfraktionen unterstützen die 
Bemühungen um die Einführung des Re-
gionalwahlrechtes für EU-Bürgerinnen und 
EU-Bürger.

Die Freizügigkeit innerhalb der EU ist ein 
zentrales Element der Idee der EU. Die 
Koalition setzt deshalb Beratungsstellen 
für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
aus anderen Mitgliedsstaaten sowie für 
entsandte Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer ein.

Die Daseinsvorsorge gehört unter demo-
kratische Kontrolle. Die Koalition spricht 
sich gegen Regelungen aus, Sektoren der 
Daseinsvorsorge, wie Wasserversorgung, 
Öffentlichen Verkehr, Strom- und Gas-
netze, weiter oder gar verstärkt in private 
Hände zu geben. Die Kommunen müssen 
ihre Aufgaben der Daseinsvorsorge erfül-
len können. In Bereichen der Ausschrei-
bung öffentlicher Leistungen müssen 
soziale und ökologische Standards vorge-
schrieben sein, mindestens aber anwend-
bar sein. Die Koalition wird EU-Regelungen 
mit dieser Zielsetzung unterstützen.

Gerade der ländliche Raum kann und soll 
durch die Förderprogramme der EU at-
traktiver und lebenswerter gestaltet wer-
den. Die Erzeuger in den Regionen wird 
die Koalition durch die Bündelung der eu-
ropäischen Fonds und Weiterentwicklung 
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der LEADER-Prinzipien und -Programme 
unterstützen.

Eine zukunftsfähige Eine-Welt-Politik muss 
eine ressourcenschonende, klimaverträg-
liche Wirtschafts- und Lebensweise im 
Interesse der Bekämpfung von Armut und 
Ungleichheit verfolgen.

Konsequenterweise heißt das, dass wir 
auch auf Landesebene die Verzahnung der 
entwicklungspolitischen und umweltpoliti-
schen sowie der wirtschaftspolitischen und 
sozialen Ziele verstärkt befördern wollen.

Der faire Handel ist für uns ein wichtiger 
Baustein für die Umsetzung globaler Ge-
rechtigkeit.

12.  Innen- und Rechtspolitik

12.1  Konsequenzen aus den 
Verbrechen des NSU und dem 
Versagen der Sicherheitsbehörden

Die Koalition ist sich einig darin, dass die 
erschreckenden Morde, Anschläge und 
Raubüberfälle des neonazistischen Ter-
rornetzwerkes NSU, das seine Wurzeln in 
Thüringen hatte, politische Konsequenzen 
haben müssen.

Aufgrund der besonderen Verantwortung 
des Freistaates Thüringen für die Entste-
hung des Terrornetzwerkes und der Feh-
ler bei der Fahndung ist die Umsetzung 
der Folgerungen aus dem NSU-Untersu-
chungsausschuss Aufgabe der gesamten 
Landesregierung und Querschnittsauf-
gabe aller Behörden.

Die Präambel des Abschlussberichtes 
des Thüringer Untersuchungsausschusses 
macht sich die Koalition zu eigen: 

„Auch künftig gilt unser gemeinsames En-
gagement der Bekämpfung des Rassismus 
und der Zurückdrängung der extremen 
Rechten in allen Formen. Wir hoffen auf 
eine baldige gerechte und konsequente, 
rechtsstaatsgemäße Verurteilung aller 
Täter und aller weiteren Personen, die auf 
verschiedene Weise wissentlich und wil-
lentlich zu den Taten des NSU beigetragen 
oder sie schuldhaft ermöglicht und sich 
der Beihilfe, der Begünstigung und – wo-

möglich – der Strafvereitelung schuldig 
gemacht haben. Wir setzen uns dafür ein, 
dass auch künftig im Freistaat Thüringen 
alle Anstrengungen unternommen wer-
den, um die Verbrechen des NSU und die 
Tatbeiträge ihrer Unterstützerinnen und 
Unterstützer aufzuklären, und dass diese 
Aufklärung nicht vor der Verantwortung 
von Sicherheits- und Strafverfolgungsbe-
hörden halt macht.“

Umbau der Sicherheitsarchitektur

Die Koalition vereinbart eine grundsätz-
liche Revision und Neuausrichtung der 
Sicherheitsarchitektur im Freistaat Thü-
ringen, um in dieser Form Konsequenzen 
aus dem umfassenden Behördenversa-
gen zu ziehen. Dabei gehören neben dem 
Landesamt für Verfassungsschutz das 
Landeskriminalamt, die Thüringer Polizei, 
die Justiz und die jeweiligen Aufsichtsbe-
hörden auf den Prüfstand. Zwischen den 
Koalitionspartnern besteht dabei Über-
einstimmung, dass insbesondere in den 
Bereichen Polizei und Justiz eine konse-
quente Umsetzung der Ergebnisse und 
Empfehlungen des Untersuchungsaus-
schusses „Rechtsterrorismus und Behör-
denhandeln“ erfolgen soll. Diese finden in 
den jeweiligen thematischen Abschnitten 
dieses Koalitionsvertrages ihre konkrete 
Ausgestaltung.
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Enquetekommission im Landtag

Wir wollen im Rahmen einer Enquete-
Kommission des Landtages in einen ins-
titutionalisierten Dialog mit Expertinnen 
und Experten und zivilgesellschaftlichen 
Akteurinnen und Akteuren treten, um Kon-
zepte für eine gesellschaftliche Auseinan-
dersetzung mit Rassismus und Diskrimi-
nierung zu analysieren. In einem zweiten 
Schritt sollen Konzepte für eine gesell-
schaftliche Auseinandersetzung erarbei-
tet werden, die u.a. der schulischen und 
außerschulischen Bildung, Weiterbildung 
für Lehrerinnen und Lehrer, Erwachsenen-
bildung und Weiterbildung für Landesbe-
dienstete dienen sollen. Die Kommission 
soll zügig nach Neukonstituierung des 
Thüringer Landtages eingerichtet werden 
und ihre Vorschläge so vorlegen, dass 
diese noch im Laufe der Legislaturperiode 
implementiert werden können.

Fortsetzung des Untersuchungs-
ausschusses im Landtag

Weil Thüringen in einer besonderen Ver-
antwortung steht, weiter an der Aufarbei-
tung der nicht vollständig aufgeklärten 
Verbrechen des Terrornetzwerkes NSU 
mitzuwirken, will die Koalition im Landtag 
dafür Sorge tragen, dass fraktionsüber-
greifend die parlamentarische Untersu-
chung weiter fortgeführt und die Erkennt-
nisse aus den Untersuchungsausschüssen 
und der Aufklärung öffentlich zugänglich 
gemacht werden. Der Maßstab unserer 
Arbeit richtet sich dabei auch nach dem 
Wunsch der Betroffenen und Opferange-
hörigen auf restlose Aufklärung.

Überprüfung der Regelungen und Verwal-
tungsabläufe in Thüringen

Die Koalition wird alle gesetzlichen, un-
tergesetzlichen Regelungen und Ver-
waltungsabläufe in Verantwortung der 
Landesregierung auf diskriminierende Re-

gelungen prüfen und so ändern, dass sie 
diskriminierungsfrei sind.

Konsequentes Vorgehen gegen 
rechtsextreme Organisationen

Der extremen Rechten soll nicht nur mit 
Präventionsangeboten, sondern auch mit 
einem konsequenten repressiven Vorge-
hen begegnet werden. Dabei sollen recht-
lich zulässige und geeignete Mittel, bis hin 
zu möglichen Verboten rechtsextremer 
Organisationen, ausgeschöpft werden. Die 
Koalition spricht sich dafür aus, die zent-
rale Bekämpfung rechtsextremer Strafta-
ten in Thüringen dauerhaft zu sichern.

Schlussfolgerungen für die Polizei

Die Ergebnisse und Empfehlungen des 
NSU-Untersuchungsausschusses sind ins-
besondere in der Thüringer Polizei kon-
sequent umzusetzen. Die bisherigen Aus- 
und Fortbildungsinhalte sind dahingehend 
zu evaluieren, gegebenenfalls Lehr- und 
Ausbildungsinhalte anzupassen. Die Koa-
lition fördert ausdrücklich die Einstellung 
von Menschen mit Migrationshintergrund 
in die Polizei.

Dokumentationsstelle für Menschen-
rechte, Grundrechte und Demokratie

Es wird eine Informations- und Dokumen-
tationsstelle für Menschenrechte, Grund-
rechte und Demokratie eingerichtet. 
Schwerpunktmäßige Aufgabe dieser Stelle 
ist die Dokumentation neonazistischer und 
anderer gegen die Grundsätze der Verfas-
sung gerichteten Aktivitäten in Thüringen, 
die wissenschaftliche Erforschung von In-
halt, Wirkungsweise und Verbreitung neo-
nazistischer, rassistischer, antisemitischer, 
homophober und antiziganistischer Ein-
stellungen sowie die Entwicklung geeig-
neter Gegenkonzepte.

Die Dokumentations- und Forschungs-
stelle soll ihre Arbeit im Jahr 2016 aufneh-
men.
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Stätte der Erinnerung und Mahnung

Die Koalition plant, den Opfern des NSU-
Terrors in Thüringen noch in dieser Legis-
laturperiode eine Stätte der Erinnerung 
und Mahnung zu errichten. Die Opfer der 
Sprengstoffanschläge und die Angehöri-
gen der Ermordeten sollen in den Prozess 
der Erarbeitung einbezogen werden. Ein 
gesellschaftlich breit getragener und wür-
diger Gedenkort soll und wird eine not-
wendige Debatte über rassistische Einstel-
lungen befördern.

Opferschutz

Zur individuellen ergänzenden Unterstüt-
zung von Opfern von Straftaten wird eine 
Opferhilfestiftung eingerichtet.

Die Erfahrungen anderer Bundesländer 
mit der Einrichtung von Gewaltopferam-
bulanzen sollen im Hinblick auf die regi-
onale Struktur Thüringens ausgewertet 
und in Abstimmung mit Akteurinnen und 
Akteuren im Gesundheitswesen und den 
kommunalen Spitzenverbänden die Über-
tragung auf Thüringen geprüft werden.

Wir setzen uns für ein bundeseinheitliches 
humanitäres Bleiberecht für Opfer rassisti-
scher Gewalt ohne Aufenthaltsstatus bzw. 
mit einer Duldung ein und werden eine 
Umsetzung in eigener Landeskompetenz 
prüfen. Damit ist ein klares Signal an die 
Täterinnen und Täter derartiger Angriffe 
sowie deren Umfeld verbunden: dass ihrer 
politischen Zielsetzung explizit entgegen-
getreten und ihr Ziel der Vertreibung ver-
eitelt wird.

12.2  Sicherheit und Polizei

Polizeistrukturreform

Die Koalition verfolgt gemeinsam das Ziel 
einer flächendeckend präsenten und bür-
gernahen Polizeistruktur. Die Polizeistruk-
turreform wird unter Einbeziehung der 
Struktur und Arbeitsweise des Landeskri-

minalamtes evaluiert. Für die Polizei soll 
unter Einbeziehung des Landeskriminal-
amts und der Polizeibildungseinrichtun-
gen ein Qualitätsmanagement eingeführt 
und ein Personalentwicklungskonzept un-
ter Einbeziehung der Gewerkschaften und 
Personalvertretungen entwickelt werden. 

Die Koalition verabredet dazu folgende 
Maßnahmen:

nn Der bei der Polizei vorgesehene Stel-
lenabbaupfad wird für das Jahr 2015 
zunächst ausgesetzt, um eine Überprü-
fung der Polizeistrukturreform vorneh-
men zu können.

nn Im Rahmen der Überprüfung der Poli-
zeistrukturreform wird insbesondere 
die Personalentwicklung und die Or-
ganisationsentwicklung für die Thü-
ringer Polizei, die Ausgestaltung der 
rechtlichen und sachlichen Rahmenbe-
dingungen für die Dienstausübung ge-
prüft und bei Bedarf die Strukturreform 
weiterentwickelt.

nn Der Stellenplan des Landeshaushaltes 
ist im Ergebnis der Überprüfung an die 
Organisations- und Dienstpostenpläne 
(ODP) anzupassen.

nn Das Gesundheitsmanagement bei der 
Thüringer Polizei sowie die Ursachen, 
Voraussetzungen und Folgen der fest-
gestellten Dienstunfähigkeit von Poli-
zeibeamtinnen und -beamten werden 
überprüft.

nn Der Beförderungsstau soll aufgelöst 
werden. Zu diesem Zweck soll auch die 
Einführung einer leistungsorientierten 
Regelbeförderung geprüft werden.

nn Für die Dauer der Überprüfung der 
Polizeistrukturreform, während der der 
Stellenabbaupfad bei der Polizei aus-
gesetzt werden soll, wird ein Bedarf an 
jährlichen Neueinstellungen in Höhe 
der Größenordnung der letzten drei 
Jahre gesehen.

nn Die Aus- und Fortbildung am Berufs-
bildungszentrum der Thüringer Polizei 
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und an der Verwaltungsfachhochschule, 
Fachbereich Polizei, ist an einer ge-
meinsamen Einrichtung zusammenzu-
fassen. Die Aus- und Fortbildung von 
Polizeibeamtinnen und -beamten im 
Bereich Neonazismus, insbesondere 
zu dessen Gewaltpotenzial, soll ebenso 
wie die Vermittlung interkultureller 
und sozialer Kompetenz entsprechend 
der Empfehlungen des NSU-Untersu-
chungsausschusses verbessert werden.

nn Eine weitere Privatisierung von hoheit-
lichen Aufgaben lehnt die Koalition ab, 
will jedoch gemeinsam mit Gewerk-
schaften und Personalräten Maßnah-
men zur Entlastung der Thüringer Poli-
zei identifizieren und einleiten.

Bürgernahe und -freundliche Polizei

Die Koalition sieht im vielfältigen Wirken 
der Thüringer Polizei im Rahmen ihrer Zu-
ständigkeit und Verantwortung einen er-
heblichen Beitrag zur Gewährleistung der 
Sicherheit der Menschen in unserem Land. 
Wir sind besorgt über Berichte und Erfah-
rungen über zunehmende Gewalt gegen-
über Einsatzkräften der Polizei, aber auch 
der Feuerwehr und des Rettungsdienstes. 
Wir werben ausdrücklich für eine Kultur 
des Respekts gegenüber Einsatzkräften, 
wie wir auch eine offene, bürgernahe und 
verhältnismäßige Amtsausübung durch 
die Einsatzkräfte unterstützen. Die dafür 
notwendigen Voraussetzungen in der Po-
lizeistruktur, in der Ausstattung, bei den 
Dienstbedingungen und den rechtlichen 
Grundlagen werden wir schaffen.

Die Koalition setzt sich für eine Führungs-
kultur in der Polizei ein, deren Ziel es ist, 
Anregungen und Beschwerden von Poli-
zeibeamtinnen und -beamten konstruktiv 
aufzunehmen. Wir beabsichtigen die Ein-
richtung einer Polizeivertrauensstelle, an 
die sich sowohl Beamtinnen und Beamte 
als auch Betroffene wenden können.

Wir wollen das Thüringer Gesetz über die 
Aufgaben und Befugnisse der Polizei (PAG) 

novellieren, um die Eingriffsbefugnisse auf 
das im Gefahrenabwehrrecht Notwendige 
und Anwendbare und damit verfassungs-
rechtlich unbedenkliche Maß zu reduzie-
ren. In diesem Sinne sollen u.a.:

nn der Rechtsbegriff der „Gefahr“ hinrei-
chend definiert werden,

nn die besonderen Mittel der Datenerhe-
bung überarbeitet und alle Maßnah-
men der heimlichen Infiltration eines 
informationstechnischen Systems, 
mittels derer die Nutzung des Systems 
überwacht und seine Speichermedien 
ausgelesen werden können, ausge-
schlossen werden,

nn der Schutz des Kernbereichs privater 
Lebensführung und des Berufsgeheim-
nisses sichergestellt werden,

nn „Racial Profiling“ gesetzlich ausge-
schlossen und entsprechende beför-
dernde Befugnisse gestrichen sowie 
zu diesem Zweck ein Sensibilisierungs- 
und Schulungsprogramm für Polizistin-
nen und Polizisten, um an Stereotypen 
orientierender Polizeipraxis vorzubeu-
gen, etabliert werden.

Auf den Erfahrungen anderer Bundes-
länder aufbauend, werden wir unter Be-
teiligung der Polizeigewerkschaften eine 
individualisierte, anonymisierte, aber re-
personalisierbare Kennzeichnungspflicht 
für Polizeibeamtinnen und -beamte in ge-
schlossenen Einheiten einführen und de-
ren gesetzliche Verankerung prüfen.

Die parlamentarische Kontrolle für Befug-
nisse, die im Gefahrenabwehrrecht nach-
richtendienstlichen Charakter haben, soll 
ausgebaut werden.

Die gemeinsamen Empfehlungen des Un-
tersuchungsausschusses „Rechtsterroris-
mus und Behördenhandeln“: 

nn Pflichtprüfung in allen Fällen von Ge-
waltkriminalität, ob die Tatmotive auf-
grund der Person des Opfers in einem 
rassistisch, antisemitisch, homophoben, 
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antiziganistischen oder einem anderen 
politisch motivierten Hintergrund lie-
gen könnten; zwingende nachvollzieh-
bare Dokumentation der Prüfung,

nn Verbesserung der Erfassung und Ein-
ordnung rechtsextrem und rassistisch 
motivierter Straftaten durch die Polizei,

nn Verstärkung der Bemühungen, Men-
schen mit Migrationshintergrund für 
den Dienst in der Polizei zu gewinnen,

nn konsequente Verfolgung, Bekämpfung 
und Verhinderung rechtsextremer Akti-
vitäten und Straftaten werden wir durch 
geeignete Maßnahmen realisieren.

Wir werden sicherstellen, dass die Dienst-
stellen der Thüringer Polizei mit den Op-
ferberatungsstellen, insbesondere der 
Beratungsstelle für Opfer rechter, rassisti-
scher und antisemitischer Gewalt ezra, eng 
zusammenarbeiten.

Novellierung des Thüringer Gesetzes 
zum Schutz der Bevölkerung vor 
Tiergefahren

Die Koalition wird das „Thüringer Gesetz 
zum Schutz der Bevölkerung vor Tierge-
fahren“ evaluieren. Die Abschaffung der 
sogenannten Rasseliste sowie die Wider-
legbarkeit der aus der sogenannten Ras-
seliste abgeleiteten Gefährlichkeit eines 
Hundes durch einen Wesenstest werden 
wir prüfen.

12.3  Reform des Landesamtes für 
Verfassungsschutz

Die Koalition verständigt sich – im Be-
wusstsein der unterschiedlichen Positio-
nen hinsichtlich der Notwendigkeit des 
Landesamtes für Verfassungsschutz (TLfV) 
–. das Landesamt weiter grundlegend zu 
reformieren und dessen Tätigkeit klar an 

den Grundrechten und am Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit auszurichten.

nn Die parlamentarische und damit öffent-
liche Kontrolle der Tätigkeit des TLfV 
wird weiter ausgebaut.

nn Die Koalition ist sich einig, vor dem Hin-
tergrund der spezifischen Erkenntnisse 
über die hoch problematischen Vorfälle 
in der Tätigkeit des Thüringer Landes-
amtes für Verfassungsschutz, das bis-
herige System der V-Leute in Thüringen 
nicht fortzuführen, also zu beenden. 
Über Ausnahmen von dieser Regelung 
kann im begründeten Einzelfall zum 
Zweck der Terrorismusbekämpfung nur 
durch Zustimmung des für Inneres zu-
ständigen Kabinettsmitgliedes und des 
Ministerpräsidenten abgewichen wer-
den. In diesem Falle ist die Parlamenta-
rische Kontrollkommission gemäß des 
Thüringer Verfassungsschutzgesetzes 
zu unterrichten. Im Rahmen der gesetz-
lich vorgesehenen Evaluation des re-
formierten Verfassungsschutzgesetzes 
wird auch dieses Verfahren überprüft.

nn Künftig sollen Personen nicht mehr 
allein aufgrund ihrer politischen, reli-
giösen und/oder weltanschaulichen 
Auffassungen zum Gegenstand grund-
rechtseinschränkender Maßnahmen ge-
macht werden.

nn Es werden umfangreiche gesetzliche 
Dokumentationspflichten eingeführt, 
und das an die Öffentlichkeit gerichtete 
Berichtswesen des Verfassungsschut-
zes wird einer Revision unterzogen. 
Sämtliche beim TLfV gespeicherten 
Personendaten werden auf ihre recht-
liche Zulässigkeit der Erhebung, Spei-
cherung und bislang nicht erfolgten Lö-
schung überprüft. Vor einer Löschung 
rechtswidrig gespeicherter Daten wer-
den die Betroffenen informiert.

nn Bei sämtlichen Befugnissen ist der ver-
fassungsrechtlich garantierte Schutz 
des Kernbereiches der individuellen 
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Lebensgestaltung zu garantieren. In 
Grundrechte eingreifende Befugnisse 
werden einer stärkeren richterlichen 
Kontrolle unterworfen und die Informa-
tions- und Auskunftsrechte der Betrof-
fenen gestärkt. Die Benachrichtigung 
Betroffener von nachrichtendienstli-
chen Maßnahmen wird auf alle durch 
diese gewonnenen Daten ausgeweitet.

nn Bei einer sich ergebenden Zuständig-
keit der Polizei (Gefahrenabwehr) oder 
der Staatsanwaltschaft (Strafaufklärung) 
ist eine eigene Tätigkeit des Landes-
amtes für Verfassungsschutz in diesem 
Sachverhalt ausgeschlossen.

nn Das Landesamt für Verfassungsschutz 
hat keinen Präventionsauftrag durch 
gesellschaftliche Information und Bil-
dung.

nn Die personelle und sachliche Ausstat-
tung des TLfV sowie die Anforderun-
gen an die Eignung der Bediensteten 
werden an die sich verändernde Auf-
gabenbeschreibung und -begrenzung 
angepasst.

nn Eine künftige Landesregierung wird im 
Laufe der Legislaturperiode eine Ex-
pertenkommission berufen, die sich mit 
der Notwendigkeit und dem in einem 
demokratischen Verfassungsstaat mög-
lichen Befugnissen eines nach innen 
gerichteten Geheimdienstes beschäf-
tigen wird und dem Thüringer Landtag 
einen entsprechenden Vorschlag zur 
grundlegenden Neuausrichtung der 
Aufgaben des Schutzes der in der Ver-
fassung garantierten Grundrechte erar-
beiten wird.

12.4  Rechtspolitik / Justiz

Ein funktionierender Rechtsstaat braucht 
eine gut ausgestattete und starke Jus-
tiz. Für einen effektiven und zeitnahen 
Rechtsschutz müssen den Gerichten die 
erforderlichen personellen und sachlichen 

Ressourcen zur Verfügung stehen. Die Ko-
alition steht für eine soziale Rechtspolitik, 
die den Menschen in Thüringen dient und 
die Bürgerrechte schützt. Wir setzen uns 
für eine bürgerfreundliche Justiz mit einem 
möglichst wohnortnahen Zugang der Bür-
gerinnen und Bürger zu den Gerichten ein.

Justizgewährungsanspruch

Die Koalition wird die erforderlichen or-
ganisatorischen, verwaltungsmäßigen 
und personalwirtschaftlichen Maßnahmen 
treffen, um eine zügige Abarbeitung der 
Verfahren besonders in der Sozialgerichts-
barkeit zu gewährleisten. Im Hinblick auf 
Artikel 6 EMRK wird in allen Gerichtsberei-
chen angestrebt, die Umsetzung des Jus-
tizgewährungsanspruchs sicherzustellen.

Eigenverantwortlichkeit und 
Unabhängigkeit der Justiz stärken

Die Koalition ist sich einig, die Unab-
hängigkeit der Gerichte und Staatsan-
waltschaft zu stärken. Hierzu sollen neue 
Regelungen der Selbstverwaltung der Ju-
dikative geprüft werden.

Wir wollen die Eigenverantwortlichkeit der 
Justiz durch die Ausweitung eigenverant-
wortlicher personal- und budgetrechtlicher 
sowie haushaltswirtschaftlicher Hand-
lungsspielräume der Gerichte und Staats-
anwaltschaften stärken. Eine unabhängige 
Justiz umfasst auch eine objektiv und kon-
sequent ermittelnde Staatsanwaltschaft.

Soziale Verantwortung der Justiz

Der Zugang zur Justiz darf nicht vom Ein-
kommen abhängen. Die Koalition wird sich 
daher für den Erhalt und, dort wo erfor-
derlich, für Verbesserungen der Prozess-
kosten- und Beratungshilferegelungen 
einsetzen.

Auf Bundesebene werden wir uns für er-
forderliche Durchführungsbestimmungen, 
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die das Mediationsgesetz umsetzen und 
ergänzen sollen, einsetzen.

Ausbau des elektronischen 
Rechtsverkehrs

Der elektronische Rechtsverkehr soll bis 
zum Jahr 2020 flächendeckend eingeführt 
werden. Die technische Ausstattung der 
Gerichte und die Struktur der Datennetze 
im Land werden an den neuen Anforderun-
gen ausgerichtet. Eine moderne Hard- und 
Softwareausstattung und einfach zu hand-
habende Kommunikationsmittel erhöhen 
die Gerichtszugangsmöglichkeiten für die 
Bürgerinnen und Bürger sowie für Unter-
nehmen. Bei dem Ausbau des elektroni-
schen Rechtsverkehrs ist den Sicherheits- 
und Datenschutzerfordernissen Rechnung 
zu tragen.

Novellierung des Richter- und 
Staatsanwältegesetzes

Die Mitbestimmung von Richterinnen, 
Richtern, Staatsanwältinnen und Staats-
anwälten soll durch ein neues Richter- und 
Staatsanwältegesetz gestärkt und die Mit-
wirkungsmöglichkeiten der richterlichen 
und staatsanwaltschaftlichen Gremien er-
höht werden.

Wir werden die Ruhestandsregelung, die 
im Beamtenbereich gilt, auch für den Be-
reich der Richterinnen, Richter, Staatsan-
wältinnen und Staatsanwälte übernehmen.

Personal in der Justiz

Wir stimmen darin überein, dass ange-
sichts der Altersstruktur in der Thüringer 
Justiz ein Personalentwicklungskonzept 
vorzulegen ist mit dem Ziel der Verjüngung 
des Personalkörpers. Aufgrund der beson-
deren Altersstruktur in der Thüringer Justiz 
wird eine notwendige Einstellungsreserve 
gebildet. Durch zusätzliche Einstellungen 
in allen Justizlaufbahnen werden die in den 
kommenden Jahren sprunghaft ansteigen-
den Altersabgänge zur Aufrechterhaltung 
des Dienstbetriebes kompensiert und die 

Arbeitsfähigkeit der Justiz in Thüringen 
gesichert; dies gilt insbesondere für den 
mittleren Dienst. Das vorhandene Stel-
lenabbaukonzept der Landesregierung für 
den Bereich der Justiz ist bis 2016 auf die 
demografischen Herausforderungen zu 
überprüfen und anzupassen.

Keine Privatisierung des Justizvollzugs

Wir lehnen eine Privatisierung des Jus-
tizvollzugs ab. Dies ist eine hoheitliche 
Aufgabe, die in staatlicher Verantwor-
tung durchzuführen ist. Wir stehen für 
einen modernen Strafvollzug und damit 
für eine angemessene Unterbringung der 
Gefangenen mit einer Betreuung und Ar-
beitsmöglichkeiten, die dem Resozialisie-
rungsgedanken gerecht werden. Moderne 
Haftplätze bedeuten auch gute Arbeits-
bedingungen für die Justizvollzugsbe-
diensteten. Dies wird den Arbeitsplatz 
Justizvollzug ebenso attraktiv machen wie 
Fortbildung und Weiterqualifizierung, wo-
bei wir großes Augenmerk auf den Ausbau 
der Kompetenzen im interkulturellen Be-
reich legen werden.

Strafvollzug und Resozialisierung

Mit dem Justizvollzugsgesetzbuch wurden 
die gesetzlichen Rahmenbedingungen für 
einen zeitgemäßen Justizvollzug geschaf-
fen. 

Wir sind uns einig in der ressortübergrei-
fenden Weiterentwicklung der Bedingun-
gen für die Resozialisierung und Wieder-
eingliederung von Straffälligen sowie der 
Verhinderung weiterer Straftaten. Zu die-
sem Zweck sollen die Vorschläge für ein 
Resozialisierungsgesetz anderer Länder, 
insbesondere der Bericht der Branden-
burger Expertenkommission, ausgewertet 
und Schlussfolgerungen für gesetzliche 
Regelungen gezogen werden.

Der Behandlungsvollzug soll durch eine 
personelle Stärkung des Justizvollzugs und 
der sozialen, psychologischen und medizi-
nischen Fachdienste weiter verbessert wer-
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den. Die vorhandenen psychologischen 
Fachkräfte sollen dazu stärker koordiniert 
und ein professionelles Übergangsma-
nagement im Thüringer Strafvollzug auf-
gebaut werden, das in enger Abstimmung 
mit den Stellen der Bewährungshilfe, der 
Führungsaufsicht und weiteren Resoziali-
sierungsangeboten kooperiert.

Die Koalition befürwortet eine stärkere 
Nutzung der bestehenden Sanktionsmög-
lichkeiten zur Vermeidung der Vollstre-
ckung von Freiheitsstrafen.

Die Bewährungs- und Straffälligenhilfe so-
wie Haftvermeidungsprojekte sollen in den 
Vordergrund gestellt und gestärkt werden; 
mit dem Landeshaushalt 2014 vorgenom-
mene Mittelkürzungen in der Straffälligen- 
und Bewährungshilfe werden zurückge-
nommen.

Der Bau der gemeinsamen Justizvoll-
zugsanstalt der Freistaaten Thüringen 
und Sachsen als länderübergreifendes 
Pilotprojekt in Zwickau-Marienthal wird 
haushaltsmäßig sichergestellt. Ziel ist es, 
die gemeinsame Justizvollzugsanstalt bis 
Ende der Legislaturperiode fertig zu stel-
len und in Betrieb zu nehmen.

Wir überprüfen die Abschaffung sämtli-
cher Schusswaffen im Thüringer Strafvoll-
zug, in Abstimmung mit den Personal-
vertretungen. Wir werden, nachdem das 
Führen einer Waffe durch Bedienstete 
lediglich im Hinblick auf den Gefangen-
entransport sicherheitsrelevant ist, prüfen, 
ob dieser Bereich, dem Beispiel anderer 
Bundesländer folgend, auf die Polizei 
übertragen werden kann.

Verstärkte Bekämpfung von 
Wirtschafts-, Umwelt- und 
Internetkriminalität

Die Koalition wird zur besseren Bekämp-
fung der Wirtschafts- und Internetkrimi-
nalität die Schwerpunktstaatsanwaltschaft 

Mühlhausen weiter personell und tech-
nisch unterstützen.

Zur effektiveren Bekämpfung der organi-
sierten Kriminalität wird die Staatsanwalt-
schaft Gera weiter gestärkt. Gleichzeitig ist 
auf polizeilicher Ebene (LKA) durch geeig-
nete organisatorische Maßnahmen sicher-
zustellen, dass eine zeitnahe Auswertung 
von Datenträgern gewährleistet ist. Die 
dauerhafte Auslagerung von Auswertungs-
aufgaben an private Dienste (sogenanntes 
Outsourcing) sehen die Koalitionsparteien 
kritisch.

Die Einführung einer Schwerpunktstaats-
anwaltschaft für Umweltkriminalität wird 
geprüft. Den Herausforderungen der 
Wirtschafts-, Umwelt und Internetkrimina-
lität werden wir durch ein entsprechendes 
Fortbildungsangebot für Richterinnen, 
Richter, Staatsanwältinnen und Staatsan-
wälte begegnen.

Die Koalition ist sich einig darin, zur Über-
führung von Steuerbetrügern auch weiter-
hin den staatlichen Ankauf von „Steuer-
CDs“ zu unterstützen.

Jugendstationen

Wir werden das erfolgreiche Modell der 
Jugendstationen fortführen und gegebe-
nenfalls ausweiten.

Drogenpolitik

Wir bekennen uns zu einer modernen, ef-
fektiven Sucht- und Drogenpolitik, die sich 
an der Lebenswirklichkeit ihrer Adressa-
tinnen und Adressaten orientiert und auf 
Aufklärung, niederschwellige Angebote 
für Drogenkonsumentinnen und -konsu-
menten und qualifizierte Hilfen für Sucht-
kranke setzt. Wir sind uns einig darin, den 
Handel mit illegalen Drogen konsequent 
zu unterbinden.

Wir werden uns für die Entkriminalisierung 
des Cannabiskonsums einsetzen. Wir wer-
den eine bundeseinheitliche Regelung im 
Umgang mit Drogenkonsumentinnen und 
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-konsumenten anstreben. Bis diese Rege-
lung gefunden ist, werden wir die „gerin-
gen Mengen“ zum Eigenverbrauch wei-
cher Drogen im Sinne des § 31a BtMG im 
Freistaat Thüringen überprüfen.

Investitionsprogramm zur 
Modernisierung der Gerichte und der 
Justizvollzugsanstalten

Die Koalitionsparteien sind sich einig, 
dass ein Investitionsprogramm zum Erhalt 
der Bausubstanz und Nutzbarkeit der Ge-
richtsgebäude sowie Justizvollzugsanstal-
ten aufgelegt wird.

Das ehemalige Landgericht Weimar soll 
für eine Nutzung durch Justizbehörden 
saniert werden, die baulichen Sanierungs-
arbeiten sollen in dieser Legislaturperiode 
beginnen.

100 Jahre Weimarer 
Nationalversammlung (1919 – 2019)

Im Jahr 2019 wird der 100. Jahrestag des 
Zusammentritts der Weimarer National-
versammlung in Weimar begangen. Die 
Koalitionspartner werden sicherstellen, 
dass sich der Freistaat angemessen an ei-
ner Würdigung dieses historischen verfas-
sungsrechtlichen Jahrestages beteiligt, um 
die herausragende Bedeutung der damali-
gen Ereignisse in das Licht der Öffentlich-
keit zu rücken.

Umsetzung der Empfehlungen des 
NSU-Untersuchungsausschusses

Wir sind uns darin einig, die Empfehlungen 
des Untersuchungsausschusses „Rechts-
terrorismus und Behördenhandeln“ für 
den Bereich der Justiz in geeigneter Form 
umzusetzen, darunter:

nn die Einrichtung von Schwerpunktstaats-
anwaltschaft(en) für Staatsschutzde-
likte,

nn die Überprüfung unaufgeklärter Delikte 
und Straftaten auf Bezüge zu rechtsext-
remen Motiven,

nn die gesetzliche Verankerung men-
schenverachtender Tatmotive als be-
sonderen Umstand bei der Strafzumes-
sung in § 46 StGB,

nn eine Neudefinition fremdenfeindlicher 
Straftaten,

nn eine Pflichtüberprüfung der durch die 
Polizei vorgenommenen Einordnung 
des Deliktes durch den befassten 
Staatsanwalt oder Staatsanwältin und 
ggf. mit Gründen versehene Abgabe 
in das vom Staatsanwalt benannte De-
zernat in der zuständigen Staatsanwalt-
schaft, insbesondere bei Gewaltkrimi-
nalität, gemeingefährlichen Straftaten 
und Straftaten gegen die persönliche 
Ehre,

nn die Verbesserung und Intensivierung 
der Fortbildung von Richterinnen und 
Richtern sowie Staatsanwältinnen und 
-anwälten im Bereich „rechtsextrem 
motivierter Straftaten“,

nn eine angemessene Behandlung und 
Berücksichtigung des Bereichs „rechts-
extrem motivierter Straftaten und Tat-
motive“ im Rahmen der Juristenausbil-
dung in Studium und Referendariat,

nn die unbegrenzte Archivierung von 
Staatsschutzdelikten (Hauptstaatsar-
chiv).
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13.  Nachhaltige Haushalts- und Finanzpolitik

Damit Thüringen auch unter konjunkturell 
und strukturell schwierigen Rahmenbe-
dingungen handlungsfähig bleibt, ist eine 
ehrliche und auf Nachhaltigkeit sowie auf 
soziale Gerechtigkeit ausgerichtete Haus-
haltspolitik unverzichtbar.

Die Koalition wird Haushaltskonsolidierung 
und vorsorgende Politik für alle Regionen 
Thüringens miteinander verbinden.

Der Koalitionsvertrag beschreibt in den 
Themengebieten die angestrebten und 
gewünschten Entwicklungen für den Frei-
staat Thüringen. Den Koalitionspartnern 
ist bewusst, dass die Umsetzung der Maß-
nahmen unter dem Finanzierungsvorbehalt 
des Haushaltes steht. Ausgabensteigerun-
gen, die über die eindeutig benannten 
prioritären Maßnahmen hinausgehen, sind 
durch Einnahmeerhöhungen oder durch 
Einsparungen an anderer Stelle zu kom-
pensieren. 

Die im Grundgesetz, der Landesverfas-
sung sowie in der Landeshaushaltsord-
nung Thüringens verankerten Regelun-
gen nachhaltiger Finanzpolitik bilden die 
Grundlage der Landeshaushalte dieser 
Legislaturperiode. Die in § 18 LHO veran-
kerte Schuldenbremse ist Maßstab für eine 
verantwortungsvolle Haushaltspolitik. Die 
Regelung wird in der bisherigen Form bei-
behalten.

Eine Verlagerung von Verpflichtungen des 
Landes auf Sondervermögen, landesei-
gene Gesellschaften und juristische Perso-
nen des öffentlichen Rechts wird die Koa-
lition nicht vornehmen. Die wirtschaftliche 
Tätigkeit von Landesgesellschaften oder 
die begründete Bildung von Sonderver-
mögen ist davon unberührt.

Übereinstimmend verfolgen die Koalition 
das Ziel, in dieser Legislaturperiode nur 
Haushalte ohne Nettokreditaufnahme zu 
beschließen und keine neuen Schulden 

aufzunehmen. Die Schuldentilgung soll 
fortgesetzt werden, um finanzielle Spiel-
räume zu gewinnen. Haushaltsüberschüsse 
werden auch für die Bildung einer Konjunk-
turausgleichsrücklage verwendet.

Eine erfolgreiche Stabilisierung der Lan-
desfinanzen resultiert aus konsequenten 
Sparmaßnahmen auf Grundlage einer um-
fassenden Aufgabenkritik, einer stabilen 
Investitionsquote zur Unterstützung der 
regionalen Wirtschaftsentwicklung und ei-
ner Stärkung der Einnahmebasis. In Thürin-
gen ist ein umfassender Kassensturz not-
wendig. Dabei müssen die Risiken in den 
Sondervermögen mit betrachtet werden. 
Dieser umfassende Kassensturz und die 
Betrachtung der mittel- und langfristigen 
haushaltspolitischen Handlungsfähigkeit 
Thüringens haben für die Umsetzung poli-
tischer Leitprojekte eine hohe Bedeutung.

13.1  Personal im Öffentlichen Dienst

Bis 2019 wird ein erheblicher Teil der im 
Landesdienst Thüringens Beschäftigten 
altersbedingt ausscheiden.

Die Koalition wird bis 2016 ein ressortüber-
greifendes Personalentwicklungskonzept 
erarbeiten. Dazu wird ein zentraler Bereich 
für Organisationsplanung und Personalma-
nagement eingerichtet.

Das bislang vereinbarte Stellenabbau-
ziel wird beibehalten, aber sowohl die 
ursprünglichen Vorschläge der Experten-
kommission für die Reform der Landes-
verwaltung als auch die Umsetzung und 
Auswirkungen der bisherigen Stellenre-
duktion geprüft. Eine umfassende Aufga-
benkritik, die Überprüfung der Standards 
für die Leistungserbringung und die De-
finition der Kern- und Zukunftsaufgaben, 
die das Land unverzichtbar wahrnehmen 
muss, werden zeitnah durchgeführt. Eine 
gesetzmäßige und qualitativ gute Aufga-
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benerbringung öffentlicher Leistungen 
des Landes und der Kommunen ist sicher-
zustellen. Betriebsbedingte Kündigungen 
sind ausgeschlossen. Langfristiges Ziel ist 
es, die Zahl der im Landesdienst stehen-
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf 
das Niveau vergleichbarer deutscher Län-
der zu bringen. Die Gewerkschaften und 
Personalräte werden dabei einbezogen.

Konsequente Aufgabenkritik ist zu verbin-
den mit strategischen und zukunftsweisen-
den Entscheidungen über Einstellungskor-
ridore – insbesondere in den Bereichen 
Bildung und Polizei. Die Koalition ist sich 
einig, ihre Einstellungspolitik am Fachkräf-
tebedarf auszurichten.

Der Anteil von Frauen in Führungspositio-
nen soll erhöht werden. Das gilt auch für 
öffentliche Unternehmen bzw. Beteiligun-
gen des Landes.

Um zukünftigen Pensionslasten besser 
Rechnung tragen zu können, stimmen die 
Koalitionspartner überein für Verbeamtun-
gen, die ab dem 01.01.2016 durchgeführt 
werden, finanzpolitische Vorkehrungen für 
die Zukunft zu treffen.

Die Zentralisierung der Aus- und Weiter-
bildung des allgemeinen staatlichen und 
kommunalen Verwaltungsdienstes soll 
fortgesetzt werden. Die verwaltungsin-
terne Ausbildung zum allgemeinen geho-
benen staatlichen und kommunalen Ver-
waltungsdienst hat sich bewährt und bleibt 
auch angesichts des zukünftigen Bedarfs 
an passgenau für die Thüringer Verwaltung 
ausgebildeten Verwaltungsfachleuten be-
stehen.

Darüber hinaus wird eine länderübergrei-
fende Zusammenlegung von Behörden 
unvoreingenommen auf mögliche Ein-
sparungen geprüft und sodann in Zusam-
menarbeit mit dem jeweiligen Bundesland 
umgesetzt.

Personalvertretungsrecht 

Ein moderner öffentlicher Dienst braucht 
ein zukunftsorientiertes Personalver-
tretungsrecht. Die Koalitionspartner 
bekennen sich daher zu einer weiteren 
Fortentwicklung des Thüringer Personal-
vertretungsgesetzes unter Einbeziehung 
von Gewerkschaften und Berufsverbän-
den. Dabei soll sich die Novellierung ins-
besondere daran orientieren, dass

nn auch für Fälle der eingeschränkten Mit-
bestimmung die Einigungsstelle vorge-
sehen wird,

nn Antragserfordernisse zugunsten einer 
obligatorischen Beteiligung abge-
schafft werden,

nn statt einer Arbeitsgemeinschaft auf 
Landesebene ein Landespersonalrat 
etabliert wird.

13.2  Ausfinanzierung von Bundes-  
und EU-Mitteln / Investitionen

Durch Bereitstellung der erforderlichen 
Mittel soll die künftige Landesregierung 
ihren Beitrag zur Stärkung der Wirtschafts-
struktur und von Unternehmen, die Förde-
rung von Investitionen in Arbeit, Bildung, 
Nachhaltigkeit und Umweltschutz sowie 
der sozialen Infrastruktur leisten.

Förderprogramme des Bundes und der 
EU, insbesondere EFRE, ESF, ELER und den 
Gemeinschaftsaufgaben (GA), sollen – so-
weit es sich um Vorhaben handelt, die den 
Zielstellungen des Landes entsprechen – 
durch das Land kofinanziert werden.

Die Koalition bekennt sich zu einer nach-
haltigen Finanzpolitik auch bei der Ausfi-
nanzierung der Bundes- und EU-Mittel. 
Der Einsatz von EU-Mitteln wird sich am 
Leitbild der nachhaltigen Entwicklung so-
wie den ökologischen und sozialen Zielen 
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der EU orientieren. Folgekosten sind zu 
berücksichtigen.

Durch geeignete Maßnahmen, insbeson-
dere ein proaktives Controlling durch das 
Wirtschaftsministerium, wird Sorge für 
eine möglichst hohe Mittelausschöpfung 
getragen.

Die Koalition ist sich einig in der infrastruk-
turellen und volkswirtschaftlichen Bedeu-
tung stabiler Landesinvestitionen. Im Hin-
blick auf den absinkenden Gesamthaushalt 
soll die Investitionsquote erhöht werden.

13.3  Keine ÖPP / Rekommunalisierung

Die Koalition bekennt sich zum Prinzip 
transparenter Haushaltswirtschaft. Öffent-
lich-Private-Partnerschaften (ÖPP) im Sinne 
einer Übertragung öffentlicher Aufgaben 
an Private wird das Land künftig nicht mehr 
eingehen.

Über Anpassungen des Landesrechts 
sollen die wirtschaftlichen Betätigungs-
möglichkeiten der Kommunen erweitert 
werden.

Strategische Partnerschaften mit dem Ziel 
der Rückgewinnung öffentlichen Einflusses 
unterstützt die Koalition, wenn in jedem 
Einzelfall nachgewiesen werden kann, 
dass dieses Finanzierungsmodell über den 
gesamten Lebenszyklus wirtschaftlich und 
nachhaltig ist.

Die Koalition ist sich einig darin, in Thürin-
gen die Chancen für Rekommunalisierung 
zu nutzen und dafür Sorge zu tragen, dass 
keine Kommune sich gezwungen sieht, Pri-
vatisierungen im Bereich der öffentlichen 
Daseinsvorsorge vorzunehmen.

13.4  Steuerpolitik

Die Landesregierung wird sich auf Bundes-
ebene gegen Bestrebungen wenden, die

eine weitere Verschlechterung der Einnah-
men des Freistaates zur Folge haben.

Die Koalition will auf Bundesebene für so-
zial ausgewogene Konsolidierungsmaß-
nahmen und Subventionsabbau eintreten. 
Wir wollen diejenigen Steuerpläne auf 
Bundesebene unterstützen, die untere 
Einkommen entlasten und Reiche stär-
ker zur Mitfinanzierung des Gemeinwohls 
verpflichten. Wir setzen uns für die Wie-
derbelebung der Vermögensteuer ein. 
Initiativen, die die Förderung von Kindern 
in den Mittelpunkt stellen, werden ebenso 
unterstützt.

Thüringen wird sich für Steuergerechtig-
keit einsetzen und Maßnahmen unterstüt-
zen, die zur wirksameren Ahndung von 
Steuervermeidung und Steuerhinterzie-
hung beitragen.

13.5  Länderfinanzausgleich

Im Jahr 2019 läuft die gesetzliche Grund-
lage des Länderfinanzausgleichs aus. Die 
Koalition ist sich einig, dass die Verhand-
lungen über die Neuausrichtung der Bund-
Länder-Finanzbeziehungen zügig abge-
schlossen werden müssen, um mittel- und 
langfristige Planungssicherheit zu gewähr-
leisten. Thüringen soll in diesen Verhand-
lungen die spezifischen Bedürfnisse der 
ostdeutschen Länder und der Kommunen 
in den Mittelpunkt stellen, aber auch die 
Herausforderungen anderer strukturschwa-
cher Regionen berücksichtigen. Solidarität 
ist keine Frage der Himmelsrichtung. Um 
dem Auseinanderdriften von Regionen 
wirksam entgegenzuwirken, muss der Aus-
gleich der Finanzkraftunterschiede der 
Bundesländer mit dem grundgesetzlichen 
Ziel einheitlicher und gleichwertiger Le-
bensverhältnisse in ganz Deutschland ge-
sichert und verbessert werden.
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Der Bund ist zu einer angemessenen Finan-
zierung der auf die Kommunen und Länder 
übertragenen Aufgaben verpflichtet.

Die Koalition wird bei den Verhandlungen 
über die Reform des Länderfinanzausglei-
ches folgende Forderungen vertreten:

nn Die Steuereinnahmen der Kommunen 
sollen vollständig in den Länderfinanz-
ausgleich einbezogen werden.

nn Über einen reformierten Länderfinanz-
ausgleich hinaus sollen strukturschwa-
che Regionen in allen Teilen Deutsch-
lands auch nach 2019 gefördert werden.

nn Der sogenannte Wettbewerbsfödera-
lismus wird abgelehnt. Dazu gehören 
sowohl der Wettbewerb zwischen den 
Bundesländern bei Steuern als auch die 
Einführung unterschiedlicher sozialer 
Standards in den Ländern.

13.6  Glücksspiel

Die auslaufende Konzession für eine Thü-
ringer Spielbank wird nicht erneuert. Die 
Koalition setzt sich dafür ein, das staatli-
che Glücksspielmonopol im Rahmen des 
Glücksspielstaatsvertrages zu bewahren.

13.7  IT-Strategie

Die Landesregierung will in Abstimmung 
mit den Kommunen und unter Einbezie-
hung der bzw. des Landesdatenschutzbe-
auftragten die IT-Modernisierung in der 
öffentlichen Verwaltung voranbringen und 
eine bürgerfreundliche E-Government-
struktur in Thüringen entwickeln. Dazu 
wird eine Rahmenvereinbarung mit den 
kommunalen Spitzenverbänden erarbeitet.

Die IT-Beschaffung soll vereinheitlicht, 
eine zentrale IT-Beschaffungsstelle einge-
richtet und das Thüringer Landesrechen-
zentrum (TLRZ) sowohl personell als auch 
durch die Überführung weiterer bestehen-
der Serverstationen und Rechenzentren in 

den Verantwortungsbereich des Zentrums 
gestärkt werden.

Um dem IT-Fachkräftebedarf in der öffent-
lichen Verwaltung Rechnung zu tragen, 
wird gemeinsam mit den Kommunen ein 
Konzept zur Personalentwicklung, Weiter-
bildung und Fachkräftegewinnung erar-
beitet.

Thüringer Behörden, vorrangig diejenigen, 
die personenbezogene Daten verarbeiten 
und übermitteln, sollen modernste Ver-
schlüsselungstechniken verwenden.
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14.  Grundsätze der Zusammenarbeit

Die Koalitionspartner verpflichten sich, 
diese Vereinbarung im Regierungshandeln 
auf partnerschaftlicher, gleichberechtigter 
Grundlage umzusetzen und dabei die je-
weiligen Identitäten der die Regierung tra-
genden Parteien zu wahren. Sie tragen für 
die gesamte Politik der Koalition gemein-
sam Verantwortung und werden auf Basis 
gemeinsamer Ziele vertrauensvoll zusam-
menarbeiten.

Die Koalitionspartner sind sich einig, dass 
Entscheidungen in Fragen von grundsätz-
licher Bedeutung, die nicht ausdrücklich 
Gegenstand der Koalitionsvereinbarung 
sind, nicht gegen den Willen eines ande-
ren Partners getroffen werden.

Es wird ein Koalitionsausschuss gebildet. 
Den Vorsitz führt der Ministerpräsident. 
Der Koalitionsausschuss berät Angelegen-
heiten von grundsätzlicher Bedeutung, die 
zwischen den Koalitionsparteien abge-
stimmt werden müssen. Er tritt regelmä-
ßig in einem vereinbarten Turnus oder auf 
Wunsch eines Koalitionspartners zusam-
men. Die Ergebnisse seiner Beratungen 
werden schriftlich festgehalten.

Zusammenarbeit im Landtag

Die Vorsitzenden und die Parlamenta-
rischen Geschäftsführer der Koalitions-
fraktionen treffen sich regelmäßig zur 
Abstimmung der parlamentarischen Zu-
sammenarbeit. Sie können im Bedarfsfall 
weitere Mitglieder der Landtagsfraktionen 
hinzuziehen.

In den Landtag werden Anträge (Geset-
zesentwürfe, sonstige Anträge, Große 
Anfragen) von den Koalitionspartnern nur 
gemeinsam eingebracht. Aktuelle Stunden 
werden gegenseitig angezeigt. Gleiches 
gilt für das Auftreten in den Ausschüssen 
des Landtages. Initiativen der Koalitions-

fraktionen werden vor der Einbringung 
in den Landtag einvernehmlich beraten. 
Sollte es zu keiner Einigung kommen, wird 
der Antrag von der Tagesordnung abge-
setzt. 

Die Koalitionspartner bereiten Ausschuss-
sitzungen gemeinsam vor. Die betreffen-
den Mitglieder der Landesregierung bzw. 
ihre Staatssekretärinnen oder -sekretäre 
nehmen an diesen Sitzungen teil.

Die Koalitionspartner verpflichten sich, im 
Landtag und in seinen Ausschüssen nicht 
mit wechselnden Mehrheiten abzustim-
men. Die freie Gewissensentscheidung 
der oder des einzelnen Abgeordneten 
bleibt davon unberührt. Die Koalitions-
partner sind sich einig, dass im Landtag 
und seinen Ausschüssen keiner der Partner 
überstimmt wird. Die Koalitionsfraktionen 
verständigen sich einvernehmlich auf die 
Reaktion zu Anträgen der Opposition.

Zusammenarbeit in der Regierung

Im Kabinett entscheiden die Koalitions-
partner einvernehmlich. Davon unberührt 
bleibt die Möglichkeit abweichender Vo-
ten einzelner Ministerinnen oder Minister 
in Sachfragen.

Der Finanzminister unterrichtet den Mi-
nisterpräsidenten, den stellvertretenden 
Ministerpräsidenten (SPD) sowie den vom 
Ministerpräsidenten als Vertreter bestimm-
ten Minister (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), 
bevor haushaltswirtschaftliche Maßnah-
men (z.B. nach § 41 LHO) ergriffen oder 
andere grundsätzliche Entscheidungen im 
Haushaltsvollzug getroffen werden.

Zu Regierungserklärungen des Minister-
präsidenten stellt dieser vor ihrer Abgabe 
das Einvernehmen mit dem stellvertreten-
den Ministerpräsidenten (SPD) sowie dem 
vom Ministerpräsidenten als Vertreter be-
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stimmten Minister (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) her. 

Der Ministerpräsident unterrichtet diese 
beiden Mitglieder der Landesregierung im 
Sinne einer vertrauensvollen Zusammenar-
beit über alle staatsleitenden Entscheidun-
gen und wichtigen Termine.

Die Staatskanzlei und die Ministerien tau-
schen die Einladungen und Protokolle 
sowie die Vorlagen für Ministerpräsiden-
tenkonferenzen zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt aus. Für die Fachministerkonfe-
renzen sowie Konferenzen auf Bundes- und 
EU-Ebene wird der Zugriff auf Vorlagen 
und Protokolle sichergestellt. Die Fach-
ministerinnen und -minister unterrichten 
rechtzeitig über strittige Punkte von politi-
scher Bedeutung in Fachministerkonferen-
zen. Das Ressortprinzip bleibt unberührt.

Die Koalitionspartner sind in den von der 
Landesregierung zu besetzenden Gremien 
angemessen vertreten. Mandate und Vor-
sitze in Aufsichtsgremien der Landesge-
sellschaften und Unternehmen, an denen 
der Freistaat beteiligt ist, werden durch die 
Koalitionspartner grundsätzlich paritätisch 
besetzt.

Die Besetzung von Kommissionen, Bei-
räten usw. erfolgt im gegenseitigen 
Benehmen. Die Geschäftsordnung der 
Landesregierung wird entsprechend 
der Regelungen im Koalitionsvertrag bis 
01.03.2015 überarbeitet.

Bundesrat

Der Freistaat Thüringen wird seine grund-
gesetzlichen Aufgaben im Bundesrat im 
Sinne einer konstruktiven Mitgestaltung 
gegenüber dem Bund und anderen Bun-
desländern wahrnehmen. Die Koalitions-
partner einigen sich im Einzelfall über das 
Abstimmungsverhalten im Bundesrat. Da-

bei werden folgende Prämissen zugrunde 
gelegt:

Die Interessen des Landes und seine finan-
ziellen Gestaltungsspielräume bilden den 
Maßstab des Abstimmungsverhaltens. 

Wortlaut und Geist dieser Koalitionsverein-
barung sind zu berücksichtigen. Sie sind 
Grundlage der vereinbarten Politik.

Es werden nur solche Fragen als strittig 
gestellt, die nach Auffassung eines Koali-
tionspartners von grundsätzlicher Bedeu-
tung sind.

Kommt eine Einigung nicht zustande, ent-
hält sich das Land der Stimme. Diese Ver-
einbarung gilt auch für alle schon bislang 
in den Bundesrat eingebrachten Initiati-
ven, die noch nicht abgeschlossen sind.

Ordentliche Mitglieder im Bundesrat sind 
der Ministerpräsident, der stellvertretende 
Ministerpräsident / die Ministerpräsidentin 
(SPD) und die oder der vom Ministerpräsi-
denten als Vertretung bestimmte Ministe-
rin oder Minister (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN). Die übrigen Kabinettsmitglieder 
sowie die/der Beauftragte beim Bund wer-
den stellvertretende Mitglieder.

Beiräte

Die Mitglieder der Landesregierung kön-
nen zu ihrer Beratung in ihrem Geschäfts-
bereich Gremien oder Beiräte bestellen. 
Über die Einrichtung oder Fortführung 
von Beiräten und institutionalisierten Be-
ratungsgremien ist im Kabinett zu infor-
mieren. Bei der Bezeichnung ist der Bezug 
zum Ressort deutlich zu machen. Die Be-
stellung erfolgt maximal bis zum Ende der 
Legislaturperiode.

Schlussfolgerungen aus dem 
DDR-Unrecht

Wir verständigen uns darauf, nicht mit Or-
ganisationen, die das DDR-Unrecht relati-
vieren, zusammenzuarbeiten. Die Koalition 
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wird keine Personen, die direkt oder indi-
rekt mit dem Sicherheitssystem der DDR 
zusammengearbeitet haben, in Positionen 
dieser Regierung entsenden. Ebenso sol-
len Menschen, die leugnen, dass die DDR 
kein Rechtsstaat war, keine Verantwortung 
in der gemeinsamen politischen Arbeit für 
Thüringen wahrnehmen. 

Mit allen, die in der DDR Schuld auf sich 
geladen haben, diese Schuld aber einge-
stehen, bekennen und ihren Beitrag zur 
Aufarbeitung leisten wollen, werden wir 
zusammenarbeiten.
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